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Entwurf eines Gesetzes zur Bekämpfung der Scheinselbständigkeit 

A. Problem 

Die verschärfte Wettbewerbs- und Arbeitsmarktsituation hat im 
Zuge einer Deregulierung der Beschäftigung in den letzten Jah-
ren zu einem Anstieg der sog. Scheinselbständigkeit geführt. Als 
Scheinselbständige werden Erwerbstätige bezeichnet, die ver-
traglich als Selbständige behandelt werden, die jedoch tatsächlich 
wie abhängig Beschäftigte arbeiten. 

Durch die Vortäuschung von Selbständigkeit und die Umgehung 
sozialversicherungsrechtlicher Vorschriften werden den Sozial-
versicherungssystemen Beiträge in erheblichem Umfang entzo-
gen. Zugleich werden die sozialen Risiken von Scheinselbständi-
gen vielfach auf die Allgemeinheit abgewälzt. Gegen diese in 
mehrfacher Hinsicht schädliche Form der Umgehung des Sozial-
versicherungsrechts muß daher verstärkt vorgegangen werden. 

Die Hauptverantwortung in der Bekämpfung der Scheinselbstän-
digkeit liegt auch in Zukunft bei den Sozialversicherungsträgern. 
Deren Tätigkeit kann jedoch durch gesetzgeberische Maßnahmen 
erheblich erleichtert werden. 

B. Lösung 

Mit den Neuregelungen soll eine erleichterte Bekämpfung der 
vorgetäuschten Selbständigkeit ermöglicht werden. Es geht hier-
bei im Kern nicht um eine Ausweitung der Versicherungspflicht, 
sondern um die bessere Erfassung eines bereits bisher grundsätz-
lich versicherten Personenkreises. 

Hierzu soll mit Hilfe eines Kriterienkatalogs die Zuordnung der 
Scheinselbständigen zu den abhängig Beschäftigten erleichtert 
werden. Unterstützt werden soll dieses Bemühen durch die Ein-
führung einer widerlegbaren Vermutung für ein Beschäftigungs-
verhältnis. 

Darüber hinaus sieht der Gesetzentwurf die Einführung einer 
subsidiären Haftung des Auftraggebers für nicht abgeführte So-
zialversicherungsbeiträge bei der Einschaltung von Subunterneh-
mern vor. 
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C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine. Die Regelungen verhindern die bisher bei den Sozialver-
sicherungsträgern entstehenden jährlichen Beitragsausfälle von 
schätzungsweise mindestens 10 Mrd. DM. Die den Beitragsmehr-
einnahmen künftig gegenüberstehenden Mehrausgaben durch 
erstmalige oder höhere Leistungsansprüche der Versicherten las-
sen sich nicht beziffern. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Bekämpfung der Scheinselbständigkeit 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel i 

Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 

Das Vierte Buch Sozialgesetzbuch vom 23. Dezem-
ber 1976 (BGBl. I S. 3845), zuletzt geändert durch ..., 
wird wie folgt geändert: 

1. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 wird folgender neuer Absatz 2 
eingefügt: 

„ (2) Nichtselbständige Arbeit liegt auch vor 
bei Personen, die erwerbsmäßig tätig sind und 
insbesondere 

1. im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit mit 
Ausnahme von Familienangehörigen keine 
Arbeitnehmer beschäftigen, 

2. regelmäßig nur für einen Auftraggeber tätig 
sind, 

3. für Beschäftigte typische Arbeitsleistungen 
erbringen und 

4. nicht aufgrund unternehmerischer Tätigkeit 
am Markt auftreten. 

Nehmen Personen eine dem äußeren Anschein 
nach selbständige Tätigkeit auf und liegen 
mindestens zwei der in Satz 1 genannten Tat-
bestände vor, besteht die widerlegbare Vermu-
tung, daß eine Beschäftigung ausgeübt wird. " 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

c) Nach Absatz 3 wird folgender neuer Absatz 4 
angefügt: 

„ (4) Bei einer nichtselbständigen Tätigkeit 
nach Absatz 2 gilt der Auftraggeber als Arbeit-
geber. Auftraggeber ist jede natürliche oder 
juristische Person oder Personengesamtheit, 
die im Wege eines Auftrages oder in sonstiger 
Weise eine andere Person mit einer Tätigkeit 
betraut, sie ihr vermittelt oder ihr Vermarktung 
oder Verkauf von Produkten nach einem be-
stimmten Organisations- und Marketingkon-
zept überläßt." 

2. In § 28 e wird nach Absatz 2 folgender neuer 
Absatz 2 a eingefügt: 

„ (2 a) Jeder Auftraggeber, der als Unternehmer 
Dienst- oder Werkleistungen oder Leistungen ähn-
licher Art  durch einen Subunternehmer ausführen 
läßt, haftet neben diesem Subunternehmer wie ein 
selbstschuldnerischer Bürge für die Zahlung der 
Gesamtsozialversicherungsbeiträge, die dieser für 
seine Arbeitnehmer für die Zeit der Arbeitslei-
stung schuldet. 

Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. "  

Artikel 2 

Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 

Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch vom 20. Dezem-
ber 1988 (BGBl. I S. 2477), zuletzt geändert durch .. ., 
wird wie folgt geändert: 

1. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Nummer i wie folgt gefaßt: 

„ 1. Personen, die gegen Arbeitsentgelt be-
schäftigt sind, ". 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Als Beschäftigte im Sinne des Absatzes 1 
Nr. 1 gelten Bezieher von Vorruhestandsgeld, 
wenn sie unmittelbar vor Bezug des Vorruhe-
standsgeldes versicherungspflichtig waren und 
das Vorruhestandsgeld mindestens in Höhe von 
65 vom Hundert des Bruttoarbeitsentgelts im 
Sinne des § 3 Abs. 2 des Vorruhestandsgesetzes 
gezahlt wird. " 

2. § 6 Abs. 1 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„i. Beschäftigte im Sinne des § 5 Abs. 1 Nr. 1, de-
ren regelmäßiges Jahresarbeitsentgelt 75 vom 
Hundert der Beitragsbemessungsgrenze in 
der Rentenversicherung der Arbeiter und An-
gestellten (Jahresarbeitsentgeltgrenze) über-
steigt; dies gilt nicht für Seeleute; Zuschläge, 
die mit Rücksicht auf den Familienstand ge-
zahlt werden, bleiben unberücksichtigt. " 

Artikel 3 

Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch 

§ 20 des Elften Buches Sozialgesetzbuch vom 
26. Mai 1994 (BGBl. I S. 1014), zuletzt geändert 
durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 1 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ 1. Personen, die gegen Arbeitsentgelt beschäf-
tigt sind,". 

2. Absatz 2 Satz i wird wie folgt gefaßt: 

„Als Beschäftigte im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 
gelten Bezieher von Vorruhestandsgeld, wenn 
sie unmittelbar vor Bezug des Vorruhestands-
geldes versicherungspflichtig waren und das 
Vorruhestandsgeld mindestens in Höhe von 
65 vom Hundert des Bruttoarbeitsentgelts im 
Sinne des § 3 Abs. 2 des Vorruhestandsgesetzes 
gezahlt wird. " 
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Artikel 4 

Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes 

o 168 des Arbeitsförderungsgesetzes vom 25. Juni 
1969 (BGBl. I S. 582), zuletzt geändert durch . . ., wird 
wie folgt geändert: 

Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Beitragspflichtig sind Personen, die gegen Entgelt 
oder zu ihrer Berufsausbildung beschäftigt sind (Ar-
beitnehmer), soweit sie nicht nach den §§ 169 bis 
169 c oder einer Rechtsverordnung nach § 173 Abs. 1 
beitragsfrei sind. " 

Artikel 5 

Änderung der Beitragsüberwachungsverordnung 

Die Beitragsüberwachungsverordnung vom 22. Mai 
1989 (BGBl. I S. 992), zuletzt geändert durch . . ., wird 
wie folgt geändert: 

Bonn, den 11. Dezember 1996 

Rudolf Scharping und Fraktion 

In § 6 Abs. 3 wird nach Satz 2 folgender Satz an-
gefügt: 

„Satz 2 gilt auch für Dienst- und Werkverträge sowie 
Verträge ähnlicher Art."  

Artikel 6 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 

Die durch Artikel 5 geänderte Rechtsverordnung 
kann weiterhin durch Rechtsverordnung geändert 
oder aufgehoben werden. 

Artikel 7 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ... (erster Tag des auf die 
Verkündung folgenden Kalendermonats) in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Notwendigkeit der Regelung 

1. Das Problem 

Die verschärfte Wettbewerbs- und Arbeitsmarkt-
situation hat im Zuge einer Deregulierung der Be-
schäftigung in den letzten Jahren zu einem Anstieg 
der sog. Scheinselbständigkeit geführt. Als „Schein-
selbständige" werden Erwerbstätige bezeichnet, die 
vertraglich als Selbständige behandelt werden, die 
jedoch de facto wie abhängig Beschäftigte arbeiten. 
Sie erbringen die Arbeitsleistung persönlich, be-
schäftigen also ihrerseits keine oder wenige Arbeit-
nehmer, verfügen über kein nennenswertes Eigen-
kapital und arbeiten überwiegend oder ausschließ-
lich für einen Arbeitgeber. 

Scheinselbständigkeit ist insbesondere im Bereich 
der Medien, des Baugewerbes, des gewerblichen 
Güterverkehrs, des Handels, der Fleischwirtschaft 
und der Gastronomie anzutreffen, ohne jedoch auf 
diese Bereiche beschränkt zu sein. Betroffen von 
Scheinselbständigkeit sind dabei in großem Maß 
auch Frauen. Folge der rechtlichen Zuordnung der 
Scheinselbständigen zur Gruppe der Selbständigen 
ist, daß für sie alle oder fast alle arbeitsrechtlichen 
oder sozialrechtlichen Schutznormen entfallen. Vor-
teile für den bisherigen Arbeitgeber sind dabei 

- Wegfall der Anwendung individueller Schutz-
normen des Arbeitsrechts, vor allem bei Urlaub, 
Lohn, einschließlich Überstundenregelungen, Ar-
beitszeit, Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall, 
Kündigungsfristen, 

- Wegfall der Anwendung kollektiver arbeitsrecht-
licher Normen, wie bet riebliche Mitbestimmungs-
rechte, 

- Nichtanwendung anderer Schutznormen, z. B. des 
Arbeitsschutzes, 

- Kostensenkung durch Verlagerung von Risiken 
bei der Geschäftsabwicklung, 

- steuerrechtliche Vorteile (Vorsteuerabzug, größere 
Verschleierungsmöglichkeiten, weil auch Schein-
selbständige Eigeninteresse haben, ihre Besteue-
rung niedrig zu halten), 

- im Sozialversicherungsrecht: Entfallen des Arbeit-
geberanteils zur Kranken-, Renten- und Arbeits-
losenversicherung, 

- Entlastung der Personalbüros, weil Scheinselb-
ständige für Abführung der Steuern und anderer 
Abgaben selbst verantwortlich sind. 

Diesen offenkundigen Vorteilen der Auftraggeber/ 
Arbeitgeber stehen keine echten Vorteile für die 
Scheinselbständigen gegenüber. Vermeintliche Vor-
teile liegen in 

- einem Statusgewinn durch formale Selbständig-
keit, 

- einer vagen Chance des Besserverdienens. Ein 
etwaiges höheres Netto-Einkommen wird in a ller 
Regel aber nur um den Preis einer fehlenden oder 
unzureichenden sozialen Absicherung erzielt. 

Die durch die Umgehung der arbeits- und sozial-
rechtlichen Schutznormen entstehende Kostenent-
lastung der Unternehmen führt zu Wettbewerbsver-
zerrungen. Benachteiligt werden diejenigen Arbeit-
geber, die diese Normen einhalten. 

Zugleich werden die sozialen Risiken von Schein-
selbständigen zu einem erheblichen Teil auf die 
Allgemeinheit abgewälzt. Einerseits muß der Steuer-
zahler für die sonst in der Sozialversicherung ver-
sicherten Risiken über die Sozialhilfe aufkommen. 
Andererseits werden der Solidargemeinschaft der 
Sozialversicherten potentielle Beitragszahler entzo-
gen und die auf dem Umlageverfahren basierenden 
Finanzierungssysteme erheblich in ihrer Funktions-
fähigkeit beeinträchtigt. 

Sichere Zahlen über Umfang und Entwicklung der 
Scheinselbständigkeit gibt es derzeit nicht. Sie 
werden auch nur schwer zu ermitteln sein, da eine 
exakte Eingrenzung des Personenkreises nicht mög-
lich ist und sich Scheinselbständigkeit zum Teil in 
der Illegalität bzw. in einer rechtlichen Grauzone ab-
spielt. 

Die Bundesregierung hat zwar beim Institut für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung eine empirische 
Studie über Scheinselbständigkeitsverhältnisse in 
Auftrag gegeben. Offen ist jedoch, ob sich hieraus 
verläßlichere Daten über den Umfang der Schein-
selbständigkeit ergeben werden. Alle bisherigen 
Schätzungen über Scheinselbständigkeitsverhält-
nisse gelangen jedoch zu einer sozialpolitisch rele-
vanten Größenordnung von mehreren hunderttau-
send Scheinselbständigen. Deshalb kann die Be-
kämpfung der Scheinselbständigkeit nicht länger 
hinausgeschoben werden, zumai davon auszugehen 
ist, daß bei einer Tolerierung des derzeitigen Zu-
stands Scheinselbständigkeitsverhältnisse eher zu-
als abnehmen. Im übrigen geht es bei der vorgesehe-
nen Regelung nicht um die erstmalige Einführung 
von Sozialversicherungspflicht für einen Personen-
kreis, der von ihr bisher nicht erfaßt wurde, sondern 
um eine Präzisierung der Kriterien für eine abhän-
gige Beschäftigung. Diese Präzisierung hängt nicht 
von konkreten Zahlen über den Umfang der Schein-
selbständigkeit ab. 

2. Handlungsbedarf für den Gesetzgeber 

Handlungsbedarf ergibt sich in erster Linie im So

-

zial- und Arbeitsrecht. Für das Sozialrecht ist festzu

-

stellen, daß die bei den Selbständigen sonst häufig 
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zutreffende Annahme, zur freiwilligen Selbstvor-
sorge in der Lage zu sein, beim Personenkreis der 
Scheinselbständigen verfehlt ist. Wenn das Sozial-
recht auch die klassischen Selbständigen in nicht un-
beträchtlichem Umfang in den Schutzbereich eines 
oder mehrerer Zweige des deutschen Systems sozia-
ler Sicherheit einbezieht und das mit der Schutzbe-
dürftigkeit dieses Personenkreises begründet, dann 
muß dies erst recht für den Personenkreis der Schein-
selbständigen gelten. 

Dieser Befund trifft auch für das Arbeitsrecht zu. 
Scheinselbständige sind regelmäßig der gleichen 
wirtschaft lichen und sozialen Situation ausgesetzt 
wie Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen und 
können ebensowenig wie diese auf die Ausgestal-
tung ihrer Arbeitsbedingungen Einfluß nehmen. So 
haben etwa die Vorschriften über den Gesundheits-
schutz am Arbeitsplatz für diesen Personenkreis die 
gleiche Berechtigung wie für Arbeitnehmer/Arbeit-
nehmerinnen. 

Wegen der identischen Schutzbedürftigkeit des Per-
sonenkreises ist deshalb im Grunde eine gleichzei-
tige Problemlösung für das Arbeits- und das Sozial-
recht erforderlich. 

Eine Lösung für das Arbeitsrecht, die eine Definition 
des Arbeitnehmerbegriffs notwendig macht, war 
politisch bislang nicht durchsetzbar, wie die jahr-
zehntelangen Bemühungen um die Verabschiedung 
eines Arbeitsvertragsgesetzes zeigen. Um kurzfristig 
die weitere Ausdehnung der Scheinselbständigkeit 
zu stoppen, empfiehlt sich deshalb eine begrenzte 
Lösung zunächst im Sozialrecht. 

Die Bekämpfung der Scheinselbständigkeit kann 
auch nicht länger allein als ausschließliche Angele-
genheit der Sozialversicherungsträger, Arbeitsämter 
und sonstigen Behörden angesehen werden, die mit 
dem vorhandenen rechtlichen Instrumentarium diese 
Aufgabe bewältigen könnten. Aufgrund der unsiche-
ren rechtlichen Lage besteht für die Sozialversiche-
rungsträger und Behörden eine sehr aufwendige 
Nachweispflicht für das Vorliegen eines Beschäfti-
gungsverhältnisses, der erfahrungsgemäß eine unge-
wisse Erfolgsaussicht bei den Sozialgerichten gegen-
übersteht. 

Die Aufgaben der Träger und Behörden in diesem 
Bereich sollten deshalb durch. gesetzgeberische Maß-
nahmen erleichtert werden. 

II. Grundsätze der Neuregelung 

Die vorgeschlagene gesetzliche Regelung beschränkt 
sich auf die Bekämpfung des Mißbrauchs des Sozial-
versicherungsrechts durch Scheinselbständigkeits-
verhältnisse. 

Bei der Bekämpfung der Scheinselbständigkeit geht 
es im Kern nicht um eine Ausweitung der Versiche-
rungspflicht, sondern um die tatsächliche Erfassung 
eines bereits bisher grundsätzlich versicherten Perso-
nenkreises. Durch eine gesetzliche Regelung soll es 
ermöglicht werden, Scheinselbständige einfacher 
und eindeutiger als das zu kennzeichnen, was sie tat-
sächlich sind: abhängig Beschäftigte. 

Hierzu dienen folgende Maßnahmen: 

1. Kriterienkatalog für nichtselbständige Arbeit 

Die Nachweispflicht der Sozialversicherungsträger, 
daß im konkreten Einzelfall ein Beschäftigungsver-
hältnis, d. h. eine nicht selbständige Arbeit vorliegt, 
wird durch einen Kriterienkatalog erleichtert, der 
typische Merkmale einer Beschäftigung aufführt. Der 
Katalog enthält keine abschließende Aufzählung, 
sondern benennt nur die besonders charakteristi-
schen Tatbestände, die ein Beschäftigungsverhältnis 
von einer selbständigen Tätigkeit abgrenzen. Für die 
Entscheidung, ob ein Beschäftigungsverhältnis anzu-
nehmen ist, ist eine Gewichtung und Gesamtbetrach-
tung aller Umstände maßgebend. Liegen sowohl 
Merkmale vor, die für eine Beschäftigung sprechen, 
als auch solche, die eher auf die Selbständigkeit 
hindeuten, kommt es darauf an, welche Merkmale in 
ihrer Bedeutung überwiegen. 

2. Beweislastumkehr 

Gemeinsam mit dem Kriterienkatalog für nichtselb-
ständige Arbeit wird eine widerlegbare Vermutung 
für ein Beschäftigungsverhältnis eingeführt. Bei Vor-
liegen von mindestens zwei der genannten Kriterien, 
die für eine nichtselbständige Arbeit sprechen, be-
stehen ausreichende Anhaltspunkte, um die An-
nahme eines Beschäftigungsverhältnisses zu recht-
fertigen. Es ist dann Sache des Beschäftigten oder 
seines Arbeitgebers/Auftraggebers nachzuweisen, 
daß im konkreten Fall eine selbständige Tätigkeit 
vorliegt. Dieser Nachweis kann durch sämtliche Tat-
sachen erfolgen, die die Selbständigkeit des Betroffe-
nen belegen. 

3. Subsidiäre Haftung von Auftraggeber 
für Subunternehmer 

Im Zusammenhang mit Scheinselbständigkeit und 
illegaler Beschäftigung ist seit längerem die Zu-
nahme von zweifelhaften Subunternehmer-Verhält-
nissen zu beobachten. Durch immer stärker ver-
schachtelte Geflechte von „Subunternehmen", die 
teilweise nur als Briefkastenfirmen existieren oder 
nicht in der Handwerksrolle eingetragen sind, wer-
den vielfach auf der Grundlage fingie rter Schein-
rechnungen Steuer- und Beitragshinterziehungen 
beschäftigter Arbeitnehmer/Arbeitnehmerinnen er-
möglicht oder zumindest erleichtert. 

Da die Durchsetzung der Beitragsansprüche gegen 
einen als Arbeitgeber verantwortlichen „Subunter-
nehmer" Jahre nach Erbringen der Werkleistung 
vielfach nicht mehr möglich ist, soll subsidiär der an 
der Spitze einer Subunternehmerkette stehende Auf-
traggeber für die nicht abgeführten Sozialversiche-
rungsbeiträge haften. Diese subsidiäre Haftung des 
Auftraggebers rechtfertigt sich daraus, daß der-
jenige, der die Vorteile eines bestimmten Sachver-
halts - hier die. arbeitsteilige Einschaltung von 
Subunternehmen - genießt, auch für die daraus ent-
stehenden Nachteile einzustehen hat. 

Der Auftraggeber kann die subsidiäre Haftung ver-
meiden, wenn er auf die Einschaltung unse riöser 
Subunternehmer verzichtet. 
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B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Vierten Buches Sozial-
gesetzbuch) 

Zu Nummer 1 (§ 7) 

Durch Absatz 2 wird klargestellt, daß nichtselbstän-
dige Arbeit und damit eine Beschäftigung nach 
Absatz 1 außer in einem Arbeitsverhältnis auch bei 
sonstiger Erwerbstätigkeit vorliegen kann, wenn die 
in den Nummern 1 bis 4 genannten Tatbestände ge-
geben sind. Die Nummern 1 bis 4 enthalten typische 
Merkmale, die eine nichtselbständige Tätigkeit 
kennzeichnen und sie von der selbständigen Tätig-
keit abgrenzen. 

Die Aufzählung ist nicht enumerativ und läßt daher 
Raum für weitere Gesichtspunkte, die im Einzelfall 
für ein Beschäftigungsverhältnis sprechen können. 
Wie auch sonst ergibt sich auch hier erst aus einer 
Gesamtschau und Gewichtung der gesamten Um-
stände, ob ein Beschäftigungsverhältnis vorliegt. 

Die in Nummer 1 genannte Nichtbeschäftigung von 
Arbeitnehmern ist in besonderem Maß charakteri-
stisch für eine nichtselbständige Arbeit. Anders als 
ein Selbständiger kann ein abhängig Beschäftigter 
die von ihm zu erbringende Arbeitsleistung nicht auf 
andere Personen übertragen, sondern hat sie persön-
lich zu erbringen. Unschädlich ist allerdings die 
Einschaltung von Familienangehörigen, da deren Ein-
satz regelmäßig von untergeordneter Bedeutung ist. 

Nichtselbständige Arbeit drückt sich ferner vor allem 
in der in Nummer 2 genannten Tätigkeit nur für 
einen Auftraggeber aus. Besonders deutlich wird 
diese Abhängigkeit der Erwerbsperson von dem Auf-
traggeber in den Fällen einer vertraglichen Aus-
schließlichkeitsbindung. Ausreichend ist jedoch auch 
die faktische Bindung an einen Auftraggeber. 

Dem Interesse an einer flexiblen Handhabung der 
Regelung ist dadurch Rechnung getragen worden, 
daß die betreffende Person regelmäßig nur für einen 
Auftraggeber tätig sein darf. Hierdurch wird sicher-
gestellt, daß nicht bereits durch gelegentliche Tätig-
keit für weitere Auftraggeber das Entstehen von Ver-
sicherungs- und Beitragspflicht manipuliert werden 
kann. 

Das in Nummer 3 genannte Kriterium der Erbrin-
gung von Arbeitsleistungen, die für Beschäftigte 
typisch sind, ist ein relevanter Gesichtspunkt ins-
besondere in den Fällen, in denen ein Arbeitgeber in 
einem bestimmten Bereich sowohl festangestellte Ar-
beitnehmer/Arbeitnehmerinnen als auch „freie" Mit-
arbeiter beschäftigt. Läßt sich bei Gesamtwürdigung 
der Tätigkeit des „freien" Mitarbeiters im Vergleich 
zu den festangestellten Arbeitnehmern/Arbeitneh-
merinnen kein wesentlicher Unterschied feststellen, 
rechtfertigt dies die Annahme eines Beschäftigungs-
verhältnisses. Das Merkmal kann aber auch darüber 
hinaus in sonstigen Fällen als Abgrenzungsgesichts-
punkt Bedeutung erlangen. 

Nichtselbständige Tätigkeit zeigt sich schließlich in 
dem durch Nummer 4 benannten Merkmal des nicht

-

unternehmerischen Auftretens am Markt. Selbstän

-

dig ist eine Person, die unternehmerische Ent-
scheidungsfreiheit genießt und unternehmerische 
Chancen wahrnehmen kann. Wer selbst über Ein-
kaufs- und Verkaufspreise, Warenbezug, Einsatz von 
Kapital und Maschinen, Konditionengestaltung sowie 
insbesondere über die Höhe seines Einkommens ent-
scheiden kann, ist nicht abhängig Beschäftigter son-
dern Selbständiger. Arbeitnehmer und Arbeitnehme-
rinnen treten dagegen nicht am Markt auf und haben 
insoweit auch keine unternehmerischen Chancen. 

Durch die widerlegbare Vermutung eines Beschäfti-
gungsverhältnisses nach Satz 2 wird eine erhebliche 
Beweiserleichterung für die Sozialversicherungsträ-
ger und Sozialgerichte geschaffen. Sie lehnt sich an 
ähnliche Vorschriften im Sozialgesetzbuch (z. B. § 20 
Abs. 4 SGB XI) an. Eine derartige Vermutungsrege-
lung ist sachgerecht insbesondere im Hinblick auf 
den Grundsatz des § 2 Abs. 2 zweiter Halbsatz SGB I, 
wonach die sozialen Rechte bei der Auslegung der 
Vorschriften des Sozialgesetzbuchs möglichst weit-
gehend verwirklicht werden sollen. Die Zweifels-
regelung zugunsten eines Beschäftigungsverhältnis-
ses trägt dem Rechnung. Liegen mindestens zwei der 
in Satz 1 genannten Tatbestände vor, wird trotz des 
äußeren Anscheins einer Selbständigkeit widerleg-
bar vermutet, daß ein Beschäftigungsverhältnis be-
steht. Es ist dann Angelegenheit des Beschäftigten 
oder seines Arbeitgebers/Auftraggebers, Tatsachen 
nachzuweisen, durch die die Vermutung widerlegt 
wird. 

Durch den neuen Absatz 4 wird klargestellt, daß in 
den Fällen einer nicht selbständigen Tätigkeit im 
Sinne des Absatzes 2 der Auftraggeber als Arbeit-
geber gilt. Ihn treffen daher alle Pflichten, die sich 
für einen Arbeitgeber aus den Vorschriften des So-
zialgesetzbuchs ergeben. Satz 2 trifft eine Definition 
des Auftraggebers, die Vermittlungs- oder Agentur-
modelle ebenso erfaßt wie das Franchising. 

Zu Nummer 2 (§ 28 e Abs. 2 a) 

Um die Beitragszahlung in Fällen sicherzustellen, in 
denen sich ein Auftraggeber zur Erbringung einer 
Werks- oder Dienstleistung oder einer Leistung ähn-
licher Art  eines oder mehrerer Subunternehmer be-
dient, regelt Satz 1 die subsidiäre Haftung des Auf-
traggebers. Er haftet für die Erfüllung der Zahlungs-
pflichten des Subunternehmers wie ein selbstschuld-
nerischer Bürge, ähnlich wie der Entleiher nach 
Absatz 2. Seine Haftung beschränkt sich auf die Ge-
samtsozialversicherungsbeiträge, die der Subunter-
nehmer für seine Arbeitnehmer für die Zeit der Ar-
beitsleistung schuldet. 

Der Auftraggeber kann sich gegen diese Haftung 
schützen, indem er auf ein im Namen des Subunter-
nehmers eröffnetes Sperrkonto den Teil der dem 
Subunternehmer zu zahlenden Vergütung überweist, 
der den geschuldeten Gesamtsozialversicherungs-
beiträgen entspricht. 

Nach Satz 2 in Verbindung mit Absatz 2 Satz 2 kann 
der Auftraggeber die Zahlung verweigern, solange 
die Einzugsstelle den Subunternehmer nicht durch 
Fristsetzung gemahnt hat und die Frist nicht ver-
strichen ist. 
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Zu Artikel 2 (Änderung des Fünften Buches Sozial-
gesetzbuch) 

Zu Nummer I (§ 5) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung aus der 
Neuregelung in § 7 SGB IV. Zudem hat die Unter-
scheidung zwischen Arbeitern und Angestellten im 
Bereich der Krankenversicherung keine sachliche 
Bedeutung mehr. 

Zu Nummer 2 (§ 6) 

Folgeänderung 

Zu Artikel 3 (Änderung des Elften Buches Sozial-
gesetzbuch) 

Zu § 20 

Folgeänderung 

Zu Artikel 4 (Änderung des Arbeitsförderungs-
gesetzes) 

Zu § 168 

Folgeänderung 

Zu Artikel 5 (Änderung der Beitragsüberwachungs-
verordnung) 

Scheinselbständigkeitsverhältnisse lassen sich in 
aller Regel nur im Rahmen von Steuer- und Beitrags-
überprüfungen beim Arbeitgeber/Auftraggeber fest-
stellen. Nach § 28 f SGB IV i. V. mit den §§ 1 bis 3 der 
Beitragsüberwachungsverordnung (BÜVO) ist der 
Arbeitgeber aber nur verpflichtet, Lohn- und Ge-
haltsunterlagen für Beschäftigte zu führen und nach 
§ 6 Abs. 3 BÜVO dem Prüfer vorzulegen. 

Durch die Änderung des § 6 Abs. 3 BÜVO wird die 
Vorlagepflicht des Arbeitgebers auch auf Dienst- und 
Werkverträge sowie Verträge ähnlicher A rt  erstreckt. 

Zu Artikel 6 (Rückkehr zum einheitlichen Verord-
nungsrang) 

Die Regelung ist notwendig, um eine „Versteine-
rung" der durch dieses Gesetz geänderten Teile der 
Beitragsüberwachungsverordnung zu ermöglichen. 

Zu Artikel 7 (Inkrafttreten) 

Dieser Artikel legt das Inkrafttreten der Vorschriften 
fest. 

 


